
N E W S L E T T E R

Die Schweiz schickte zwischen
dem 1. Januar und dem 31.
Oktober 2009 687 Asylsuchende

nach Italien zurück. Grundlage für diese
Praxis ist die im Dezember 2008 in Kraft
getretene Dublin-II-Verordnung, wonach
derjenige Staat für einen Asylantrag zu-
ständig ist, in dem sich die asylsuchende
Person zuerst aufgehalten hat. Doch die
Situation in Italien ist äusserst alarmie-
rend und prekär.

In Italien kämpfen viele Asylsuchende
um das Lebensnotwendigste, sie leben

in besetzten Häusern oder Parks und
haben weder Zugang zu medizinischer
Versorgung noch genügend zu Essen.
Nicht einmal besonders verletzliche
Personen wie Kinder und Kranke finden
alle einen Platz in den Aufnahmezentren.
Die Hilfsorganisationen versuchen das
schlimmste zu verhindern, doch auch sie
haben nur beschränkte Mittel und
Möglichkeiten.

Kein Obdach, keine Nahrung

Seit dem Schengen-Dublin-Abkommen
muss Italien, das vorher lediglich ein
Transitland war, jährlich eine riesige
Anzahl von Asylgesuchen bearbeiten.
Italien ist jedoch für so viele Asylsuch-
ende nicht eingerichtet und es fehlen
tausende von Aufnahmeplätzen. Weder

in den Empfangszentren, in denen sich
die Asylsuchenden theoretisch bis zum
Abschluss ihres Verfahrens aufhalten,
noch im Integrationsprojekt «SPRAR»
(Sistema di protezione per richiedenti
asilo e rifugiati) gibt es annähernd genü-
gend Plätze, um die Leute unterzubrin-
gen. Wie massiv diese Kapazitätsproble-
me sind, zeigen die Zahlen von
«SPRAR». 2008 haben 31'000 Men-
schen ein Asylgesuch gestellt, «SPRAR»
verfügt jedoch nur über 3000 Plätze.
Die Folgen sind alarmierend! Viele Men-
schen sind obdachlos, leben ohne genü-

gende medizinische Ver-
sorgung und ohne Geld.
Und obwohl Dublin-Rück-
kehrerInnen eigentlich be-
vorzugt behandelt werden
müssten, erhalten nicht
alle tatsächlich einen Auf-
nahmeplatz. Die Konse-
quenz ist, dass eine Aus-
schaffung von Asylsuch-
enden nach Italien oft be-
deutet, dass sie in die
Obdachlosigkeit und die
Armut geschickt werden.

Pauschale Abweisung

Zu den schwierigen Le-
bensbedingungen kommt

die Ausschaffungspraxis der italieni-
schen Behörden hinzu. Hat Italien mit
einem Staat ein Rückübernahmeabkom-
men abgeschlossen, werden die Gesu-
che von Angehörigen dieses Staates oft
nicht gründlich genug behandelt, da auto-
matisch davon ausgegangen wird, dass
die Betroffenen nicht gefährdet sind. Auf
die individuelle Situation oder die Zuge-
hörigkeit zu einer verfolgten Bevölker-
ungsgruppe wird kaum Rücksicht ge-
nommen. Diese Praxis kommt unter an-
derem auch bei Asylsuchenden aus Tu-
nesien zur Anwendung, obwohl der Euro-
päische Gerichtshof für Menschenrech-
te festgestellt hat, dass Tunesien noch
immer Foltermethoden anwendet. (lr)

Der vollständige Bericht befindet sich auf
www.beobachtungsstelle.ch
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Italien: ein sicherer Drittstaat?

Schlafstelle eines obdachlosen Flüchlings (© Franco Folini)

«Die Multikultur als Motor für die
Schweiz»...

schreibt der begeisterte Kommentator
von «Der Bund» nach dem Sieg der U-17
Nationalmannschaft gegen Nigeria. «Das
Team ist hervorragend zusammen-
gesetzt, eine Melange aus allen Landes-
teilen, gemixt mit südländischem Spirit
und dank Secondos aus elf verschiede-
nen Ländern: Albanien, Serbien, Kosova,
Spanien, Nigeria…. Diese Mischung stei-
gert das Selbstvertrauen und macht er-
folgreich». Ich schaue mir die Bilder an,
lachende Gesichter, Vielfarbigkeit, Begei-
sterung – «Multikultur».

Eine andere Geschichte schiebt sich über
das heitere Bild der multikulturellen U-17:
Hilfesuchende Familien und Einzelperso-
nen kommen in die Schweiz, weil sie sich
eine gerechte Prüfung ihrer Asylgesuche
erhoffen. Die Schweiz hat sich jedoch mit
dem revidierten Asyl- und Ausländerge-
setz für eine harte Gangart entschieden
und Dublin II erlaubt ihr, GesuchstellerIn-
nen, die über einen sicheren Drittstaat
eingereist sind, wieder dorthin zurückzu-
schicken. Nach Spanien, Italien oder Grie-
chenland. Nicht nur in Italien, sondern
auch in Griechenland herrschen schlim-
me Zustände: Die Chancen auf angemes-
senen Schutz existieren praktisch nicht.
Asylsuchende erhalten keine Informatio-
nen und keine Dolmetscher. Rechtsbei-
stand ist nicht gewährleistet. Die weni-
gen Unterkünfte sind in einem katastro-
phalen Zustand.

Zum Schluss schreibt der Kommenta-
tor…«wahrscheinlich ist die Multikultur
auch das Glück der Schweiz – das, was
die Nation antreibt und voranbringt!»
Soviel Überschwang ist mir unheimlich,
denn in Wirklichkeit fürchtet die Schweiz
diese Kulturenvielfalt. Oder beginnt das
Befindlichkeitsbarometer hinsichtlich den
AusländerInnen und Fremde langsam
nach oben zu zeigen? Hiess es doch kürz-
lich, dass trotz steigenden Asylgesuchen
die Ausländer- und Fremdenabwehr der
Schweizer Bevölkerung zurückgegangen
sei. Vielleicht lernt die Schweiz doch
noch von ihren bejubelten U-17-Jungs –
zu wünschen wäre es!

Ruth-Gaby Vermot, Präsidentin



Europa muss die Rechte der Migranten respektieren

VON THOMAS HAMMARBERG
MENSCHENRECHTSKOMMISSAR DES
EUROPARATS
AUSZÜGE AUS DER REDE VOM 26.
SEPTEMBER 2009 IN STRASSBURG

Thomas Hammarberg, ehemaliger Gene-
ralsekretär von Amnesty International
und von Rädda Barnen, einer schwedi-
schen Organisation zum Schutz der Kin-
derrechte, hat 2005 die Nachfolge von
Alvaro Gil Roble als Menschenrechts-
kommissar des Europarats angetreten. In
dieser Funktion besucht er zwecks Be-
richterstattung die 47 Mitgliedstaaten
(darunter die Schweiz) und bringt im We-
sentlichen verbindliche Empfehlungen
zur Verbesserung der Menschenrechte in
den einzelnen Staaten an. François de
Vargas, Vorstandsmitglied der SBAA, hat
Thomas Hammarberg anlässlich des 70-
jährigen Jubiläums der CIMADE, einer
bekannten französischen Organisation
zur Verteidigung der Rechte von Men-
schen in Ausschaffungshaft, in Strass-
burg getroffen und ihm die Berichte zur
Situation der Kinderrechte sowie eine
Zusammenfassung der Fälle der letzten
drei Jahre übergeben.

Angesichts des grossen Interesses an
Hammarbergs Analysen zur europäisch-
en Asylpolitik haben wir uns entschlos-
sen, hier einige Passagen zu veröffentli-
chen. Diese Rede bezieht sich weder
ausschliesslich auf die Schweiz noch auf
einen anderen Mitgliedstaat des Europa-
rats. Und doch belegt sie die grosse Be-
sorgnis des Kommissars über die Situ-
ation der MigrantInnen in diesen Staaten,
inklusive der Schweiz.
Die vollständige Rede befindet sich auf:
www.commissioner.coe.int

Die Schweiz präsidiert den Europarat
vom 18. November 2009 bis zum 11. Mai
2010 (Anm. der Red.).

Bedauerlicherweise gewinnt in Europa
die Praxis der Ausschaffung von Migrant-
Innen ohne rechtmässigen Aufenthalts-
status laufend an Boden und bringt so
Menschenleben unter dem Vorwand von
«Migrationsmanagement» in grosse Ge-
fahr. Die angewendeten Methoden zur
Kontrolle des Personenverkehrs verletz-
en oft und ohne Zweifel die Grundsätze
internationalen Rechts.
Die neuerlichen Todesfälle von Migrant-
Innen im Mittelmeer erinnern uns einmal

mehr an die Tragödien, die die Methoden
der Grenzkontrollen, die im Übrigen kaum
ihren Auftrag erfüllen, verursachen (…).

Zugang zu fairen Verfahren für alle

MigrantInnen

Die beschleunigten Verfahren, die heute
vermehrt zur Anwendung kommen, kön-
nen aufgrund ihrer engen Fristen proble-
matisch sein. Die entsprechenden, vom
Ministerkomitee des Europarats aner-
kannten Asylverfahrensrichtlinien ma-
chen uns die Ernsthaftigkeit der Situation
und die prekäre Lage der Menschenrech-
te sehr klar.

Der unklare Begriff «sicheres

Heimatland»

Ich bin gegen die von den europäischen
Staaten erstellten Listen der sogenannt
«sicheren Staaten». Denn auch in demo-
kratischen Staaten können Situationen
entstehen, in denen die Sicherheit aller
Individuen und Gruppen nicht mehr ge-
währleistet ist. Nehmen wir zum Beispiel
einen Staat, der nicht in der Lage ist, sei-
ne Bevölkerung gegen die Gewalttaten
Einzelner, wie die Genitalverstümmelung
von Frauen, innerhalb der Familie oder
des Bekanntenkreises begangene Ehren-
morde oder auch rassistische Übergriffe,
zu schützen. In diesen Fällen müssen wir
nicht nur den Willen eines Staates, seine
Bürger zu schützen, sondern auch die da-
zu zur Verfügung stehenden Möglichkei-
ten analysieren.

KONTAKTADRESSEN

Schweizerische Beobachtungsstelle für Asyl-
und Ausländerrecht (SBAA)
Geschäftsstelle
Maulbeerstrasse 14, 3011 Bern
Tel. 031 381 45 40
info@beobachtungsstelle.ch
sekretariat@beobachtungsstelle.ch
www.beobachtungsstelle.ch

Regionalstelle Romandie
Observatoire romand du droit d’asile et des étrangers
Case postale 270, 1211 Genève 8
Tel. 022 310 57 30
info@odae-romand.ch
www.odae-romand.ch

Regionalstelle Ostschweiz
Beobachtungsstelle Ostschweiz für Asyl- und
Ausländerrecht
Florastrasse 6, 9000 St. Gallen
Tel. 071 222 90 66
rds@beobachtungsstelle.ch
www.beobachtungsstelle-rds.ch

Flüchtlingsinternierungslager «Pagani» auf der Insel Lesbos Griechenland
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Italien als «sicherer» Drittstaat

Das Ehepaar «Yusuf» und «Asha»
flüchten aus Somalia nach Italien.
Nach ungefähr einem halben Jahr in
Lampedusa werden die beiden nach
Rom geschickt, wo sie auf sich selbst
gestellt sind. «Yusuf» und «Asha»
übernachten zahlreiche Nächte am
Bahnhof Rom. Dort erleidet «Asha»
auch eine Fehlgeburt, deren Folgen
starke Blutungen sind. Doch weder
die Polizei noch ein Arzt hilft ihr.
Daraufhin reist das Paar nach Zürich.
Aber kurz nach ihrer Ankuft wird
«Yusuf» von der Polizei verhaftet.
Auf sein Asylgesuch wird nicht einge-
treten, da Italien als sicherer Drittstaat
gilt. Während dieser Zeit weiss
«Yusuf» nicht, wo sich seine Frau
befindet. Er sucht «Asha» und findet
sie in Turin wieder.
Wieder zurück in Italien leben sie in
einem Abbruchhaus, wo eine Hilfs-
organisation das Lebensnotwendigste
besorgt.

Dieser Fall wurde von der
Beobachtungsstelle Region Ostschweiz
dokumentiert (Fall 68).

Kein Asyl wegen Dublin-Abkommen

«Salim» arbeitete in seinem Heimat-
staat Irak als Übersetzer für die ameri-
kanische Armee. Auf Grund dessen
wurden er und seine Familie verfolgt
und bedroht. Sein Vater wurde gekid-
nappt und während fünfzehn Tagen
festgehalten, das Haus seiner Eltern
in die Luft gesprengt. Wegen dieser
Ereignisse flüchtete «Salim» nach
Schweden. Damit er seine Familie
hätte nachziehen können, wäre er auf
eine rasche Gutheissung seines
Gesuchs angewiesen gewesen, was
jedoch unterblieb. Deshalb stellte
«Salim» in der Schweiz ein Asylge-
such, doch die Behörden traten auf
das Gesuch nicht ein, da er aus einem
sicheren Drittstaat eingereist sei.
«Salim» hätte die Schweiz verlassen
müssen, obwohl nicht sicher war,
dass sein Asylgesuch in Schweden
gutgeheissen würde. «Salim» floh
deshalb in einen anderen EU Staat, in
der Hoffnung, dort Asyl zu erhalten.

Dieser Fall wurde von der
Beobachtungsstelle Romandie
dokumentiert (Fall 59).

Zudem kann die Diskriminierung einer
einzelnen Gruppe ein Ausmass erreich-
en, das internationalen Schutz rechtfer-
tigt, auch wenn die breite Bevölkerung
bereits ausreichenden Schutz geniesst.
Wir wurden erst kürzlich an das klägliche
Versagen des Begriffs «sicheres Heimat-
land» erinnert, als zahlreiche Roma aus
Angst vor Verfolgung aus Ungarn und
Tschechien nach Frankreich flohen.

Dringend notwendige Revision der

«Dublin-II-Verordnung»

Weiter beunruhigt es mich, dass bestim-
mte Staaten Asylsuchende im Rahmen
der «Dublin-II-Verordnung» inhaftieren,
während diese eigentlich in das Land, das
für ihren Asylantrag zuständig ist, trans-
feriert werden sollten. Die Schwächen
dieser Verordnung hat der Fall Griechen-
land gezeigt, wohin mehrere Staaten auf-
grund der schwerwiegenden, chroni-
schen Defizite des dortigen Asylwesens
keine Asylsuchenden mehr zurückschaf-
fen. Dies habe ich bereits in meinem Be-
richt vom Februar 2009 festgehalten.

Im Übrigen erlaubt dieser Regulations-
mechanismus keine ausgewogene Ver-
teilung der Belastung. Die Staaten am
Rande Europas bleiben als Erstaufnah-
meländer verantwortlich für die auf ihrem
Gebiet registrierten MigrantInnen. Mei-
ner Meinung nach muss die «Dublin-II-
Verordnung» dringend überarbeitet wer-
den, um sicherzustellen, dass die Verant-
wortung unter den Staaten gleichmässig
verteilt wird. Die neue Verordnung soll
auch das Prinzip der «Nicht-Inhaftierung»
von Asylsuchenden einschliessen.

Internationale Organisationen wie die
CPT (Europäisches Komitee zur Verhüt-
ung von Folter und unmenschlicher oder
erniedrigender Behandlung oder Strafe)
oder das Europaparlament haben sich
sehr bemüht, die Haftbedingungen der
Asylsuchenden bekannt zu machen. Man
müsste eine solche Unterstützung mit ef-

fizienten Überwachungsmethoden auch
auf nationaler Ebene ermöglichen. Die
Unterkünfte und Haftanstalten für Mi-
grantInnen, also auch der Asylsuchen-
den, sollten dauernd von einer unabhän-
gigen Organisation kontrolliert werden.

Auch MigrantInnen haben ein Recht

auf Freiheit (Art. 5 EMRK)

(...) Die Inhaftierung illegal eingereister
MigrantInnen zwecks deren Ausschaf-
fung ist zu einer alltäglichen Praxis in fast
allen Mitgliedstaaten des Europarats ge-
worden. Die Möglichkeiten der Haft rei-
chen von einem Monat bis hin zu unbe-
schränkter Dauer. Der Alltag zeigt, dass
die im Grunde zeitlich beschränkte Haft
wegen bestehender Gesetzeslücken ver-
längert werden kann (…).

(…) Die belgische Gesetzgebung zum
Beispiel sieht eine einmalig verlänger-
bare, maximale Haftdauer von zwei Mo-
naten vor, wobei in Ausnahmefällen eine
Dauer von bis zu acht Monaten möglich
ist. Diese Frist beginnt jedoch wieder von
Neuem, wenn von der betroffenen Per-
son Berufung gegen den Ausschaffungs-
entscheid eingelegt wird (...).

Vor diesem Hintergrund möchte ich
nochmals meine tiefe Besorgnis über
die Möglichkeit, in Staaten der Euro-
päischen Union MigrantInnen bis zu 18
Monaten inhaftieren zu können, aus-
drücken. Diese Möglichkeit ist jedoch in
der «Rückführungsrichtlinie» vorgeseh-
en, die vergangenen Dezember verab-
schiedet wurde. Ein unglücklicher Zug im
Hinblick auf die Notwendigkeit der Har-
monisierung der europäischen Politik in
diesem Bereich.
Doch trotz der Missbrauchsmöglich-
keiten dauert die durchschnittliche Inhaf-
tierung von Ausländern in zahlreichen
europäischen Ländern nicht mehr als
einen Monat. Eine Inhaftierung von 18
Monaten ist also nicht nur unmenschlich,
sondern meist auch unnötig. (bs) (fdv)



Wir bedauern sehr, dass unsere enga-
gierte Geschäftsleiterin Yvonne Zim-

mermann die SBAA verlassen hat. Sie
hat eine neue Herausforderung als Mit-
arbeiterin des Solidaritätsfonds (Soli-
daritätsfonds für soziale Befreiungs-
kämpfe in der Dritten Welt) angenom-
men. Yvonne Zimmermann hat die Ge-
schäftsstelle der SBAA gründlich und
fachkompetent aufgebaut, ihr eine
Struktur und ein Gesicht gegeben und
Verbindungen geknüpft zu verschie-
denen Asyl- und Ausländerorganisa-
tionen. Sie hat ausserdem drei wichti-
ge Berichte veröffentlicht. Der eine be-
fasst sich mit den Kinderrechten im
Asyl- und Ausländerrecht, der andere
ist ein Drei-Jahresbericht zu problema-
tischen Fällen, wo die Anwendung des
Asyl- und Ausländerrechts zu Konflik-
ten mit internationalen Konventionen
oder der Verfassung geführt haben.
Der dritte Bericht beschreibt die prekä-
re und zum Teil unmenschliche Situati-
on von Personen, die aufgrund der
«Dublin-II Verordnung» ausgewiesen
wurden nach Italien, Spanien oder
Griechenland, die als sichere Länder
gelten. Sie hat selber vor Ort recher-
chiert und ihre Erfahrungen in den
Bericht einfliessen lassen.

Der Vorstand der SBAA wünscht
Yvonne Zimmermann sehr herzlich
alles Gute für ihren neuen beruflichen
Aufbruch. (rgv)

Die Schweizerische Beobachtungsstelle für Asyl- und Ausländerrecht braucht Ihre
Unterstützung!

� Werden Sie Mitglied
� Unterstützen Sie uns mit einer Spende
� Haben Sie Informationen von konkreten Fällen? Melden Sie dies einer regionalen

Beobachtungsstelle.

Herzlichen Dank! PC: 60-262690-6, SBAA Bern

Seit November arbeitet die neue
Geschäftsleiterin Claudia Dubacher

60% bei der Schweizerischen Beo-
bachtungsstelle für Asyl- und Auslän-
derrecht. Claudia Dubacher ist Ethno-
login und hat im Nebenfach Soziolo-
gie und Völkerrecht studiert. Sie hat
während und nach ihrem Studium Er-
fahrungen gesammelt in verschiede-
nen Beratungsstellen und in der Be-
treuung und Begleitung von Asyl-
suchenden.

Claudia Dubacher wird sich nach ihrer
Einarbeitung in die vielfältigen Themen
der Beobachtungsstelle vor allem um
die Kernaufgaben der Institution küm-
mern. Hierzu zählen die Berichter-
stattung zuhanden der Öffentlichkeit,
die Lobbyarbeit im Bundeshaus und
die Vernetzung mit Fachorganisatio-
nen im Bereich des Asyl- und Aus-
länderrechts.

Seit Mitte September arbeitet Lena

Reusser als Praktikantin 80% bei der
Schweizerischen Beobachtungsstelle.
Sie schliesst im Sommer 2010 ihr Jus-
Studium an der Uni Freiburg ab. Lena
Reusser befasst sich in ihrem Studium
häufig mit den Entscheiden des Bun-
desverwaltungsgerichts, des Bundes-
gerichts und des europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte, die
das Asyl- und Ausländerrecht betref-
fen. Lena Reusser dokumentiert syste-
matisch Fälle von Einzelpersonen oder
Familien, die zeigen, welche schlim-
men und häufig verfassungs- und ge-
setzeswidrigen Auswirkungen das gel-
tende Asyl- und Ausländerrecht für die
betroffenen Menschen hat.

Wir heissen Claudia Dubacher und
Lena Reusser herzlich willkommen
und wünschen ihnen viel Energie und
Freude an ihrer neuen Arbeit - auch
wenn die Schicksale von Asylsuchen-
den und MigrantInnen, mit denen sie
konfrontiert sind, schwierig zu
ertragen sind. (rgv)

Abschied und Willkommen

Die nächste

Generalversammlung

finden am

20. März  2010 statt

Kinderrechte

Übersicht über die
dokumentierten Fälle

Dublin II: Italien ein
«sicherer» Drittstaat

finden Sie auf unserer Homepage

beobachtungsstelle.ch

Zahlreiche Ausschaffungen im

Kanton Waadt

Das Kollektiv «Droit de rester»kriti-
sierte an seiner Medienkonferenz
vom 30. Oktober 2009 in Lausanne
die erhebliche Zunahme von Aus-
schaffungen im Kanton Waadt.
Betroffen sind hauptsächlich Afrika-
ner: Einer der Betroffenen hat gar
seine Mutter (C-Bewilligung) und
seine Schwester, die im Besitz eines
Schweizer Passes ist, in der Schweiz.

Ein Kongolese wurde in Ausschaf-
fungshaft genommen, obwohl er seit
elf Jahren in der Schweiz lebt und hier
seine Lebenspartnerin und sein Kind
zurücklassen muss. Um eine Stellung-
nahme gebeten, hielt Staatsrat Philipp
Leuba fest, dass er die Befehle aus
Bern ausführen müsse. Das Kollektiv
besteht jedoch darauf, dass im Falle
einer Ausschaffung immer überprüft
werden muss, ob diese zulässig und
zumutbar ist.

Am 14. November 2009 wurde ein
17-jähriger unbegleiteter minderjähri-
ger Somalier kurz vor Ankunft in sei-
ner Lausanner Schule verhaftet und
nach Zürich gebracht, um nach Italien
zurückgeschafft zu werden, wo er
keine persönlichen Bindungen hat.
Trotz grossem Widerstand in der Be-
völkerung wurde der junge Mann aus-
geschafft. Der Schulrektor des Betrof-
fenen, Etienne Corbaz, bestätigt, dass
mehreren seiner Schüler eine ähnli-
che Rückschaffung drohe.

Jahresbericht der ODAE Romand

Die regionale Beobachtungsstelle der
Romandie hat ihren zweiten Jahres-
bericht (November 2009) veröffent-
licht. Sie kritisiert insbesondere die
immer restriktivere Integrationspolitik.

Sie finden den Bericht auf der Homepage:
www.odae-romand.ch


